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Pressemitteilung
2020/10 (vom 24.4.2020)
Volkssolidarität: Gesundheitsministerium muss Betreuung Demenzkranker auch in Corona-Zeiten ermöglichen
Mit der Bitte, auch in Corona-Zeiten die alltagsbegleitende Unterstützung gerade für demenzkranke Patienten sicherzustellen, hat sich die Volkssolidarität Landesverband Brandenburg e. V. an das brandenburgische Gesundheitsministerium gewandt. In einem Brief machte VS-Pflegeexperte Andreas Heil darauf aufmerksam, dass aufgrund der Kontaktsperre vor allem Demenz-Patienten in eine erhebliche Nachteilslage geraten, vereinsamen und "die Welt nicht mehr verstehen". Das angebotenen Ausweichmittel der Telefon-Sorge greife hier nur bedingt oder gar nicht, weil  diese Menschen dafür nicht zugänglich seien und sie mit diesem Mittel auch nicht umgehen könnten.

In seinem Schreiben bat der Experte, der gleichzeitig Vorstandsmitglied der brandenburgischen Volkssolidarität ist, die politisch Verantwortlichen im Ministerium dringend darum, für eine Lösung dieses Problems zu sorgen. Es gehe um die  „Angebote zur Unterstützung im Alltag“ ( nach § 45b SGB XI). Diese Leistung der  Pflegeversicherung ermöglicht es Pflegebedürftigen, alltagsbegleitende Unterstützung durch Ehrenamtliche zu erhalten. Allein in Potsdam seien über 50 Ehrenamtliche der Volkssolidarität in diesem Bereich tätig. Jedoch:  "Die derzeitige Rechtslage, d.h. das Abstandsgebot und das Kontaktverbot,  lässt eine Betreuung der Menschen nicht zu." Die Aufforderung der  Behörden, telefonisch mit den Menschen in Kontakt zu bleiben und dadurch Unterstützung zu leisten, sei im Falle der demenzkranken, meist älteren Menschen nicht zweckmäßig, weil hier diese Form der Betreuung aus den genannten Gründen nicht möglich sei. Dies hätten Anfragen beim Medizinischen Dienst der Krankenkassen ergeben. Eine schriftliche Anfrage an das Ministerium sei bisher unbeantwortet geblieben.

Für die Volkssolidarität unterstrich Andreas Heil, dass bei demenzkranken Menschen erfahrungsgemäß Telefonate nur sehr bedingt sinnvoll seien. Zudem seien diese Menschen zumeist nicht in der Lage, die Gesamtsituation zu verstehen. Es bestehe daher das Risiko, dass diese Menschen vereinsamen und sich deren psychischer Zustand so sehr verschlechtere, dass eine stationäre Pflege kurzfristig unumgänglich werde. Trotz der durch Corona eingeschränkten und mit Auflagen behafteten Möglichkeiten seien viele Ehrenamtliche nach wie vor bereit, diesen Menschen zu helfen. 

Ausdrücklich und dringend wird namens des Sozial- und Wohlfahrtsverbandes Volkssolidarität seitens des Experten das Ministerium gebeten, eine zeitnahe Lösung für dieses Problem anzubieten. Dabei müsse einbezogen werden, dass die derzeitigen Forderungen und Richtlinien im Zusammenhang mit Corona für Privatpersonen nicht immer eingehalten werden könnten. (1,5 Meter Abstand). Wenn beispielsweise der oder die  Ehrenamtliche dem Pflegebedürftigen in die Jacke helfe oder ihm den Mundschutz aufziehe, sei mehr Nähe unumgänglich. Das gelte auch für Spaziergänge im Freien.
presse-volkssolidarität
www.volkssolidaritaet.de/brandenburg
www.volkssolidaritaet.de/brandenburg

[image: image2.png]